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Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben: Forderung einer
nicht verkturzbaren beruflichen Umschulungsmafinahme
— Finanzierung des dritten Ausbildungsjahres
— Anderungen durch das Gesetz zur Verbesserung der
Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt

Darstellung der Neuregelung und ihrer Folgen anhand des Urteils des Hessischen
Landessozialgerichts v. 01.09.2011, L 1 AL 65/10

Von Diana Ramm, M. A., Dipl. jur. Manuela Willig, M. mel. und Prof. Dr. Felix Welti

Durch das Gesetz zur Verbesserung der
Eingliederungschancen am  Arbeitsmarkt
vom 20. Dezember 2011 sind zum 1. April
2012 wesentliche Anderungen im SGB Il und
im SGB Il in Kraft getreten. Viele dieser An-
derungen haben auch Auswirkungen auf die
Anspriiche von behinderten Menschen auf
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
nach dem SGB Il und dem SGB lll. Eine die-
ser Anderungen betrifft die Frage, unter wel-
chen Voraussetzungen in Zukunft Umschu-
lungen als MaRnahmen zur beruflichen Wei-
terbildung geférdert werden kdnnen, wenn
es sich bei der begehrten MalRnahme um ei-
ne nicht verklrzbare Ausbildung handelt.

Im Folgenden soll zun&chst die bisherige
Rechtslage anhand der Entscheidung des
Hessischen Landessozialgerichts (LSG) vom
1. September 2011 — L 1 AL 65/10 — darge-
stellt werden, bevor im Anschluss daran die
Neuregelung und ihre Folgen fir vergleich-
bare Falle vorgestellt werden.

Thesen der Autoren

Bei der Anderung in 8180 Abs.4
SGB Il durch das Gesetz zur Verbes-
serung der Eingliederungschancen
am Arbeitsmarkt, handelt es sich
nicht lediglich um eine Klarstellung.
In Zukunft ist die Eigenfinanzierung
des 3. Ausbildungsjahres durch den
Mallnahmeteilnehmer nicht mehr
maoglich.

Es besteht die Gefahr, dass durch
§ 180 Abs. 4 SGB Ill gerade auch be-
hinderte Menschen, die zur Teilhabe
am Arbeitsleben auf eine Umschu-
lung angewiesen sind, von bestimm-
ten Berufen ferngehalten werden,
obwohl diese gute Chancen auf eine
dauerhafte Eingliederung in den all-
gemeinen Arbeitsmarkt bieten.
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[I. Urteil des Hessischen Landessozial-
gerichts vom 1. September 2011

1. Der Fall

Die Klagerin (geboren 1981) arbeitete bis
Dezember 2008 in ihrem erlernten Beruf als
Feinoptikerin. Ab Januar 2009 war die Kla-
gerin arbeitslos gemeldet und geringfiigig in
einem ambulanten Pflegedienst beschéftigt.
Des Weiteren absolvierte die Klagerin Be-
triebspraktika in Praxen fur Physikalische
Therapie beziehungsweise flr angewandte
Osteopathie.

Am 12. Oktober 2009 begann die Klagerin
eine Ausbildung zur staatlich anerkannten
Physiotherapeutin. Die Geblhren fur die
dreijahrige Ausbildung betrugen insgesamt
13.320,00 Euro. Vor Abschluss des Ausbil-
dungsvertrages fuhrte die Klagerin im Juni
2009 ein Beratungsgesprach mit einer Mitar-
beiterin der beklagten Bundesagentur fur Ar-
beit (BA), der sie mitteilte, sie wolle sich zur
Physiotherapeutin umschulen lassen. Am
8. Juni 2009 stellte sie einen Antrag auf Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach
8897 Abs. 1, 85 Abs.2 S.3 SGBIII, 8§33
SGB IX in der damals gultigen Fassung. In
ihrem Antrag flhrte sie aus, dass sie aus
gesundheitlichen Grunden ihren bisherigen
Beruf als Feinoptikerin nicht mehr ausiiben
kénne. Auch ein spateres sozialmedizini-
sches Gutachten ergab, dass aus arztlicher
Sicht eine berufliche Neuorientierung der
Klagerin notwendig war.

Am 4. September 2009 wurde der Antrag der
Klagerin abgelehnt, wie es der Reha-Berater
der BA gegeniber der Klagerin in zwei vor-
herigen Beratungsgespréachen bereits ange-
kundigt hatte. Zur Begrindung ihrer Ableh-
nung verwies die BA auf 885 Abs.2 S. 3
SGB Il a. F., der zum damaligen Zeitpunkt
lautete: ,Ist eine Verkirzung um mindestens
ein Drittel der Ausbildungszeit auf Grund
bundes- oder landesgesetzlicher Regelun-

gen ausgeschlossen, so ist die Forderung
eines Mal3nahmeteils von bis zu zwei Drit-
teln der MalRnahme nicht ausgeschlossen,
wenn bereits zu Beginn der Mal3nahme die
Finanzierung fir die gesamte Dauer der
MalRnahme gesichert ist.“ Hieraus leitete die
BA ab, dass die Voraussetzungen der For-
derung nur erfillt seien, wenn die Finanzie-
rung bei allen (potentiellen) Forderungsteil-
nehmern der MaRhahme gesichert sei. Dies
sei hier nicht der Fall. Nach erfolglosem Wi-
derspruchsverfahren erhob die Klagerin am
20. November 2009 Klage vor dem Sozialge-
richt (SG) Giel3en. Dieses entschied, dass
die BA den Regelungsinhalt des § 85 Abs. 2
S.3 SGBIIl (a. F.) verkannt habe. Weder
aus dem Wortlaut des 885 Abs.2 S.3
SGB Il (a.F.) noch aus der Gesetzesbe-
grindung lasse sich eine Sicherstellung der
Finanzierung durch den Bildungstrager
selbst ableiten. 8§85 Abs.2 S.3 SGBIII
(a. F.) lasse auch eine Eigenfinanzierung
des dritten Ausbildungsabschnitts durch die
Malnahmeteilnehmerinnen und -teilnehmer
zu. Den Nachweis, dass sie in der Lage sei,
den dritten Ausbildungsabschnitt durch Ei-
genmittel (Uber die Schwester) zu finanzie-
ren, habe die Klagerin im Laufe des Verfah-
rens erbracht. Das SG Giel3en berief sich
des Weiteren explizit auf das Wunsch- und
Wahlrecht (8§ 9 Abs. 1 S. 1 SGB IX) der Kla-
gerin und verurteilte die BA, die Umschulung
der Klagerin fur zwei Jahre nach den rele-
vanten gesetzlichen Bestimmungen zu for-
dern. Gegen das Urteil des SG Giel3en legte
die BA Berufung ein.

2. Die Entscheidung

Das Hessische Landessozialgericht wies die
Berufung als unbegriindet zuriick. Die von
der Klagerin gewahlte Umschulung zur Phy-
siotherapeutin sei eine geeignete MalRRnah-
me gemalR 8§85 Abs.2 SGBIl (a.F.). Zu
Recht habe das SG Giel3en entschieden,
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dass eine Forderung nicht institutionell
gesichert sein milsse, sondern auch
durch eigene Mittel des Teilnehmers oder
durch Dritte erfolgen kénne. Das LSG
verwies zur Erklarung auf die Gesetzesbe-
grindung zu 8§ 85 Abs. 2 S. 3 SGB Ill. Durch
die Regelung sollte verhindert werden, dass
Weiterbildungen bei Beendigung der Foérde-
rung durch die Beklagte aus finanziellen Er-
wagungen abgebrochen werden missen
(BT-Drucks. 14/6944 S. 35). Nach dem Wil-
len des Gesetzgebers konnte die Finanzie-
rung dabei ,z. B. durch Leistungen Dritter
gesichert sein“ (BT-Drucks. 14/6944 S. 35).
Dies spreche gegen das Erfordernis einer
institutionellen Finanzierung. Wenn die Fi-
nanzierung durch Dritte moglich sei, so mus-
se dies auch fur die Finanzierung durch den
MaRnahmeteilnehmer selbst gelten. Zur
Stltzung dieser Ansicht berief es sich auf
weitere eigene Entscheidungen sowie auf
Entscheidungen der Landessozialgerichte
Berlin-Brandenburg, Sachsen und Nieder-
sachsen und auf Literaturstimmen.®

Das Hessische LSG hob, wie auch das SG
GieRRen, das Wunsch- und Wahlrecht (8 9
Abs. 1 S.1 SGBIX) der Klagerin hervor.
Dieses sei maR3geblich zu beriicksichtigen.
Nach der vorliegenden Fallkonstellation und
der Beriicksichtigung aller relevanten Fakto-
ren sei das Auswahlermessen der Beklagten
auf null reduziert. Nach Ansicht des Gerichts
stand der Klagerin daher die Forderung der
gewiinschten MalBnahme als Kostenerstat-
tungsanspruch zu. Die Klagerin hatte wah-
rend des Berufungsverfahrens mitgeteilt,

! Hessisches LSG, Beschliisse v. 06.11.2008 —
L9 AL 158/08 B ER —, v. 28.04.2009 — L 7 AL
118/08 B ER — und v. 28.01.2010 — L 6 AL
167/09 B ER; LSG Berlin-Brandenburg, Be-
schluss v. 03.12.2009 — L 14 AL 315/09 B; Séach-
sisches LSG, Beschluss v. 19.06.2008 — L 3 AS
39/97; LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss
v. 04.12.2008 — L 9 AS 529/08 ER; Stratmann In:
Niesel/Brand, SGB Ill, Kommentar, 5. Aufl., § 85
Rn. 13.

dass sie noch immer keine Férderung erhielt
und die Ausbildung abbrechen werde. Nach
dem Abbruch war der Erstattungsanspruch
auf die entstandenen Kosten begrenzt.

lll. Neuregelung durch das Gesetz zur
Verbesserung der Eingliederungs-
chancen am Arbeitsmarkt

Durch das Gesetz zur Verbesserung der
Eingliederungschancen am  Arbeitsmarkt
wurden die bisherigen Regelungen des § 85
Abs. 2 S. 1 bis S. 3 SGB Il nicht nur in § 180
Abs. 4 SGB Il verschoben und sprachlich
an die geanderte Systematik des SGB Il
angepasst, sondern auch der Ausschlusstat-
bestand des § 85 Abs. 2 S. 3 SGB Ill a. F. in
§ 180 Abs. 4 S. 2 SGB Il n. F. dahingehend
.Konkretisiert®, dass die Finanzierung von
zwei Dritteln der Mal3Bnahme durch die Bun-
desagentur fur Arbeit nicht nur voraussetzt,
dass die Finanzierung der Maflnahme flr
deren gesamte Dauer schon vor ihrem Be-
ginn gesichert ist, sondern dass diese Fi-
nanzierung ,,auf Grund bundes- oder lan-
desrechtlicher Regelungen gesichert”
sein muss.

In der Gesetzesbegriindung der Bundesre-
gierung wurde dies als ,Klarstellung* be-
zeichnet, mit der sichergestellt werden solle,
dass die BA die Kosten der Malinahme zu
zwei Dritteln nur erbringen muss, ,wenn das
letzte Drittel (...) aufgrund abstrakt generel-
ler Regelungen durch Dritte gefordert wird“?.
Diese Regelung sei notwendig geworden,
weil durch die Gerichte eine, vom Gesetzge-
ber auch bei der Einfihrung des § 84 Abs. 2
S. 3 SGB Il nicht gewollte, Eigenfinanzie-
rung des letzten Drittels durch die Teilneh-
menden ermdglicht worden sei, die in der
Praxis zu Problemen und zusatzlichem Ver-
waltungsaufwand gefiihrt habe.®

2 BT-Drs. 17/6277, S. 108.
® BT-Drs. 17/6277, S. 108.
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Zurlckzufuhren ist die Regelung wohl auf
eine Anregung der BA, die diese jedenfalls
nachhaltig begriite. Die Anderung stelle
klar, dass die Mdglichkeit der Eigenfinanzie-
rung, wie sie die Gerichte gesehen hétten,
nicht gesetzeskonform gewesen sei.*

Dieser Ansicht (ber das bisher geltende
Recht kann nicht gefolgt werden. Zu Recht
hatten die Gerichte entschieden, dass nach
der bisherigen Rechtslage eine Finanzierung
des dritten Ausbildungsabschnitts auch dann
als gesichert im Sinne des § 85 Abs. 2 S. 3
SGB Il (a. F.) angesehen werden konnte,
wenn der MafRnahmeteilnehmer die Finan-
zierung durch Eigenmittel sicherstellte. Den
Ausfihrungen des SG GielRen und des Hes-
sischen LSG zum Wortlaut des § 85 Abs. 2
S.3 SGB Il a. F. und zu den fehlenden ent-
sprechenden Hinweisen in der Gesetzesbe-
grindung ist nichts hinzuzufligen. Darlber
hinaus hat das Sachsische Landessozialge-
richt in seinem Urteil vom 19. Juni 2008
(Az. L 3 AS 39/07), auf das sich das LSG
Hessen im vorliegenden Fall u. a. stitzte, in
einem ahnlichen Fall ausgefuhrt, dass sich
diese restriktive Auslegung des 8§ 85 Abs. 2
S. 3 SGB Il (a. F.) auch nicht aus dem Sinn
und Zweck der Forderregelungen in den
88§ 77 ff. SGB lll ergebe. Auch dem ist nichts
hinzuzufigen.

Gleichwohl verhindert die Gesetzesanderung
in § 180 Abs. 4 S. 2 SGB Ill, dass in Zukunft
das letzte Drittel einer MaRnahme nach
8§ 81 ff. SGB Il n. F., die aufgrund bundes-
oder landesrechtlicher Regelungen nicht
verkirzt werden kann, durch die teilnehmen-
de Person selbst finanziert werden kann.
Dies gilt, trotz des Wunsch- und Wahlrechts
aus 89 SGB IX, auch fur behinderte Men-
schen, die eine WeiterbildungsmalRnahme in
Form einer Umschulung als Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben in Anspruch neh-
men wollen. Unter der gednderten Rechtsla-

4 BT-Drs. 17 (11)594, S. 72 (Ausschussdrucksa-
che).

ge hatte die Klagerin im vorliegenden Fall
daher keinen Anspruch auf Forderung ihrer
Umschulung zur Physiotherapeutin gegen
die BA gehabt.

Dies ist bedenklich: Zu den Ausbildungen,
die aufgrund landes- oder bundesrechtlicher
Regelungen nicht verkirzt werden dirfen,
zahlen neben der Ausbildung zur Physiothe-
rapeutin/zum Psychotherapeuten z. B. auch
die Ausbildungen zur Erzieherin/zum Erzie-
her oder zur Altenpflegerin/zum Altenpfleger.
Gerade dies scheinen aber Berufszweige zu
sein, in denen der Fachkraftemangel bereits
evident zu werden droht und in denen die
Beschaftigungschancen, auch fir Personen
mit Rehabilitationshintergrund, besonders
gut sind. Es verwundert daher nicht, dass die
Gesetzesanderung in § 180 Abs. 4 SGB Il
gerade im Bezug auf ihre Folgen fir die De-
ckung des Bedarfs an Altenpflegekraften von
Seiten der Lander stark kritisiert wurde.®
Auch die BA wies im Gesetzgebungsverfah-
ren darauf hin, dass die Regelung in § 180
Abs. 4 SGB Ill die Probleme der Finanzie-
rung dieser Ausbildungen offen lasse und
hier  Finanzierungsregelungen zwischen
Bund und Landern erforderlich seien.®

Das Bundessozialgericht hat in vergleichba-
ren Konstellationen in der Vergangenheit zu
Recht auf die Bedeutung der Berufswahlfrei-
heit aus Art. 12 Abs. 1 Grundgesetz fir das
Sozialrecht hingewiesen’. Die Berufswahl-
freiheit kann nicht nur durch die unmittelbare
Berufslenkung, sondern auch durch die Aus-
gestaltung eines Foérdersystems betroffen
sein. Fur die Regelung in § 180 Abs. 4
SGB Il bedirfte es eines rechtfertigenden
Grundes fur die Schranke der freien Berufs-
wahl, die sich aus ihr fir Rehabilitanden

° Vgl. hierzu die AuRerungen von Dr. Heiner
Garg, zum damaligen Zeitpunkt Minister fur Ar-
beit, Soziales und Gesundheit in Schleswig-
Holstein, BR-PIPr. 885, S. 342 (D).

® BT-Drs. 17 (11)594, S. 72.

" BSG, Urteil vom 28.03.1990, 9b/7 RAr 92/88;
BSG, Urteil vom 03.07.1991, 9b/7 RAr 142/89.
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ergibt. Aus Grinden der Wirtschaftlichkeit
konnte es gerechtfertigt sein, eine gesicherte
Finanzierung des dritten Ausbildungsjahres
zu fordern. Warum diese aber nicht durch
die Rehabilitanden selbst erfolgen darf, ist
auch aus den Gesetzgebungsmaterialien
nicht ersichtlich.

Zu bemerken bleibt abschlieRend, dass der
Gesetzgeber lediglich die Eigenfinanzierung
bzw. individuelle Finanzierungsformen des
dritten Ausbildungsabschnitts durch § 180
Abs. 4 SGB Il verhindern wollte®. Férder-
moglichkeiten auf europaischer Ebene kon-
nen daher weiterhin genutzt werden.®

Ihre Meinung zu diesem Diskussionsbeitrag
ist von grolRem Interesse fur uns. Wir freuen
uns auf Ihren Beitrag.

8 So auch Neumann In: Beck'scher Online-

Kommentar Sozialrecht, SGB Ill, 8 180 Rn. 5.
® Neumann In: Beck'scher Online-Kommentar
Sozialrecht, SGB IIl, § 180 Rn. 5.

Forum A — Nr. 20/2012



	Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben: Förderung einer nicht verkürzbaren beruflichen Umschulungsmaßnahme  – Finanzierung des dritten Ausbildungsjahres  – Änderungen durch das Gesetz zur Verbesserung der  Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt
	I. Thesen der Autoren
	II. Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 1. September 2011
	1. Der Fall
	2. Die Entscheidung

	III. Neuregelung durch das Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt


